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In seiner Sitzung vom 14. Juli 2016 verabschiedete der Europäische Rechnungshof als
„Hüter der EU-Finanzen“ die Jahresberichte über die Ausführung des Gesamthaushalts-
plans  der  Europäischen  Union  einschließlich  der  Europäischen  Atomgemeinschaft  und
über die Tätigkeiten im Rahmen des achten, neunten, zehnten und elften Europäischen
Entwicklungsfonds, jeweils zum Haushaltsjahr 2015.1 Für das Jahr 2015 erstellte er zudem
52 besondere Jahresberichte zu den Jahresabschlüssen der verschiedenen Agenturen, sons-
tigen Einrichtungen und Gemeinsamen Unternehmen der  Union. Bei allen Institutionen
war die Rechnungsführung zuverlässig; nur zu einer Agentur2 wurde insoweit ein einge-
schränktes Prüfungsurteil abgegeben. Auch die den Jahresrechnungen zugrunde liegenden
Vorgänge erfüllten – bis auf zwei Ausnahmen3 – die Anforderungen an die gebotene Recht-
und  Ordnungsmäßigkeit.  Ferner  verfasste  der  Rechnungshof  36  Sonderberichte,  unter
anderem zur Wirksamkeit  der  Dienstleistungsrichtlinie,  des Verfahrens bei  einem über-
mäßigen Defizit, der EU-Bildungsziele und der Katastrophenbewältigung außerhalb der
Union.4 Die Europäische Zentralbank (EZB) unterliegt der Prüfung des Rechnungshofs
nur hinsichtlich ihrer Verwaltungseffizienz, im Übrigen unabhängigen externen Prüfern,
die vom EZB-Rat empfohlen und vom Rat anerkannt werden.5 Auch der Rechnungshof
selbst unterwirft sich einer externen Prüfung.6 2016 wurde Klaus-Heiner Lehne, seit 2014
deutsches Mitglied des Rechnungshofs, zum Präsidenten gewählt.

In seinem 39. Jahresbericht zur Ausführung des Gesamthaushaltsplans, dessen Kern-
stück die dem Parlament und dem Rat vorzulegende Erklärung über die Zuverlässigkeit
der  Rechnungsführung  sowie  über  die  Recht-  und  Ordnungsmäßigkeit  der  zugrunde
liegenden Vorgänge ist und die durch spezifische Beurteilungen zu allen größeren Tätig-
keitsbereichen der Union ergänzt werden kann (Art. 287 AEUV), kommt der Rechnungs-
hof für das Haushaltsjahr 2015 zu dem Ergebnis, dass die konsolidierte Jahresrechnung

1 Rechnungshof: Jahresbericht über die Ausführung des Haushaltsplans und Jahresbericht über die Tätig-
keiten im Rahmen des achten, neunten, zehnten und elften Europäischen Entwicklungsfonds (EEF), in:
Amtsblatt der EU, Nr. C 375, 13. Oktober 2016, S. 3-285 und S. 287-314.

2 Europäische Agentur für die operative Zusammenarbeit  an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten der
Europäischen Union; 2016 umbenannt in Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Fron-
tex); vgl. Verordnung (EU) 2016/1624 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. September
2016 über die Europäische Grenz- und Küstenwache, in: Amtsblatt  der EU, Nr. L 251, 16. September
2016, S. 1-76. 

3 Europäisches Innovations- und Technologieinstitut (EIT); Elektronikkomponenten und -systeme für eine
Führungsrolle Europas (ECSEL).

4 Nachweise zu den vorstehenden Angaben finden sich in: Europäischer Rechnungshof: 2016 Tätigkeits-
bericht, Luxemburg 2017 (zugänglich auf der Website des Rechnungshofs: eca.europa.eu).

5 Art. 27 EZB-Satzung; vgl. für 2016 den Independent Auditor’s Report vom 8. Februar 2017, in: Europä-
ische Zentralbank: Jahresbericht 2016, Frankfurt am Main 2017, S. 62-65.

6 Vgl. für 2015 „Unabhängiger Assurance-Bericht“ vom 19. Mai 2016, in: Rechnungshof: Jahresabschluss
des Europäischen Rechnungshofes für das Haushaltsjahr 2015, in: Amtsblatt der EU, Nr. C 317, 30. Au -
gust 2016, S. 17-18.
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die Vermögens- und Finanzlage der Union, die Ergebnisse ihrer Vorgänge und ihre Cash-
flows sowie die Veränderungen ihrer Nettovermögenswerte vorschriftsmäßig und in allen
wesentlichen  Belangen  insgesamt  sachgerecht  darstellt  sowie  die  der  Jahresrechnung
zugrunde liegenden Einnahmen in allen wesentlichen Belangen recht- und ordnungsmäßig
sind. Demgegenüber sind die zugrunde liegenden Zahlungen in wesentlichem Ausmaß mit
Fehlern behaftet.

Im Anschluss an dieses Anfangskapitel zur Zuverlässigkeitserklärung finden sich in dem
Jahresbericht acht weitere Kapitel, davon zwei übergreifende Kapitel („Haushaltsführung
und Finanzmanagement“,  „EU-Haushalt  und Ergebniserbringung“) sowie sechs spezifi-
sche Kapitel, davon ein Kapitel zu den Einnahmen und fünf Kapitel zu den Ausgaben, die
den  Rubriken  bzw.  Teilrubriken  des  Mehrjährigen  Finanzrahmens  2014-2020  (MFR)
entsprechen: „Wettbewerbsfähigkeit für Wachstum und Beschäftigung“ und „Wirtschaft-
licher, sozialer und territorialer Zusammenhalt“ (als Teilrubriken der Rubrik „Intelligentes
und integratives Wachstum“), „Natürliche Ressourcen“, „Europa in der Welt“ und „Sicher-
heit und Unionsbürgerschaft“ sowie „Verwaltung“. Für die Rubrik „Ausgleichszahlungen“
wurde keine spezifische Beurteilung vorgelegt.

Die 2015 verfügbaren Haushaltsmittel beliefen sich nach dem endgültigen Haushalts-
plan auf 181,3 Mrd. Euro bei den Mitteln für Verpflichtungen und auf 150,6 Mrd. Euro bei
den Mitteln für Zahlungen; tatsächlich beliefen sich die Einnahmen auf 146,6 Mrd. Euro,
die Ausgaben auf 145,2 Mrd. Euro.7 Die Einnahmen sind nicht in wesentlichem Ausmaß
fehlerbehaftet  und  die  untersuchten  Systeme  sind  –  bis  auf  bedingt  wirksame  interne
Kontrollen der Traditionellen Eigenmittel (TEM) − als wirksam zu bewerten. Sie bestehen
zu 89,4 Prozent (Vorjahr 89,6 Prozent) aus Eigenmitteln und zu 10,6 Prozent (Vorjahr
10,4 Prozent) aus sonstigen Einnahmen. Die TEM (Zölle und Zuckerabgaben) belaufen
sich auf 18,7 Mrd. Euro (12,8 Prozent; Vorjahr 11,5 Prozent), die Mehrwertsteuer-Eigen-
mittel auf 18,3 Mrd. Euro (12,5 Prozent; Vorjahr 12,3 Prozent) und die Eigenmittel gemäß
dem Bruttonationaleinkommen (BNE) auf 94,0 Mrd. Euro (64,1 Prozent;  Vorjahr 66,6
Prozent) der Unionseinnahmen. Der Rechnungshof empfiehlt der Kommission, Sorge für
eine Verbesserung der Buchführung der TEM und der Berechnung der EWR/EFTA (Euro-
päischer Wirtschaftsraum/Europäische Freihandelszone)-Beiträge zu tragen.

Die der Jahresrechnung zugrunde liegenden Zahlungen sind – bei einer allgemein ange-
nommenen  Wesentlichkeitsschwelle  von  2,0  Prozent  –  mit  der  vom  Rechnungshof
geschätzten Fehlerquote von 3,8 Prozent (Vorjahr 4,4 Prozent) weiterhin in wesentlichem
Ausmaß mit  Fehlern  behaftet.  Nicht  mit  wesentlichen  Fehlern  behaftet  ist  neben  dem
Bereich „Einnahmen“ mit 0,0 Prozent (Vorjahr 0,0 Prozent) der Bereich „Verwaltung“ mit
0,6  Prozent  (Vorjahr  0,5  Prozent).  Mit  wesentlichen Fehlern behaftet  sind die übrigen
Ausgabenbereiche: „Europa in der Welt“ mit 2,8 Prozent (Vorjahr 2,7 Prozent), „Natür-
liche Ressourcen“ mit 2,9 Prozent (Vorjahr 3,6 Prozent), „Wettbewerbsfähigkeit“ mit 4,4
Prozent (Vorjahr 5,6 Prozent),  „Kohäsion“ mit  5,2 Prozent (Vorjahr 5,7 Prozent).  Der
Rechnungshof stellt weiterhin einen engen Zusammenhang zwischen der Grundlage für die
Zahlung  (Kostenerstattung  oder  Zahlungsanspruch)  und  den  Fehlerquoten  fest.  Er
empfiehlt der  Kommission eine weitere Verbesserung ihrer Quantifizierung der Risiko-
beiträge und der Korrekturkapazität.

7 Europäische Kommission: Konsolidierte Jahresrechnung der Europäischen Union 2015, in: Amtsblatt der
EU, Nr. C 380, 14. Oktober 2016, S. 104, 106, 118.
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Die von der Union geleisteten Zahlungen belaufen sich auf insgesamt 145,2 Mrd. Euro.
Im Rahmen des MFR-Bereichs „Intelligentes und integratives Wachstum“ mit einem Volu-
men von 68,0 Mrd. Euro (46,8 Prozent der Haushaltsmittel) entfallen auf den Teilbereich
„Wettbewerbsfähigkeit für Wachstum und Beschäftigung“ 16,8 Mrd. Euro (11,6 Prozent
der Haushaltsmittel), davon 10,4 Mrd. Euro (7,2 Prozent) für Forschung, 1,8 Mrd. Euro
(1,2 Prozent) für Bildung, Jugend und Sport, 1,4 Mrd. Euro (1,0 Prozent) für Weltraum,
1,3 Mrd.  Euro (0,8  Prozent)  für  Verkehr  und 1,9  Mrd.  Euro  (1,3 Prozent)  für  andere
Maßnahmen und Programme (unter anderem Energie). Fast 90 Prozent der Mittel gehen
als Projektbeteiligung an private oder öffentliche Empfänger. Der Rechnungshof empfiehlt
den Vergabestellen, alle verfügbaren Informationen zur Fehlervermeidung vor Erstattungs-
leistungen zu nutzen, und der Kommission, erforderliche Leitfäden und Leitlinien bereit-
zustellen.

Der Teilbereich „Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt“ im Rahmen
des Bereichs „Intelligentes und integratives Wachstum“ umfasst Ausgaben in Höhe von
51,2 Mrd. Euro (35,3 Prozent der Haushaltsmittel). Davon entfallen 28,3 Mrd. Euro (19,5
Prozent)  auf  den Europäischen Fonds für  regionale Entwicklung (EFRE) und sonstige
regionale Maßnahmen, 12,1 Mrd. Euro (8,3 Prozent) auf den Kohäsionsfonds, 10,3 Mrd.
Euro  (7,1  Prozent)  auf  den  Europäischen  Sozialfonds  (ESF)  und 0,5  Mrd.  Euro  (0,3
Prozent)  auf  sonstige  Maßnahmen.  Diese  Instrumente  dienen  der  Kofinanzierung  von
Programmen der Regional- und Stadtentwicklungspolitik sowie der Beschäftigungs- und
der Sozialpolitik. Hauptfehlerquellen sind die Einbeziehung nicht förderfähiger Projekte
und Ausgaben zugunsten der Begünstigten sowie schwerwiegende Rechtsverstöße bei der
Vergabe öffentlicher Aufträge. Der Rechnungshof empfiehlt der Kommission unter ande-
rem eine Neuausrichtung des Konzepts und des Durchführungsmechanismus für die Euro-
päischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) sowie die Erarbeitung von Leitlinien
zur Bewältigung unnötiger Überregulierung. 

Der Bereich „Natürliche Ressourcen“ wird durch den Europäischen Garantiefonds für
die Landwirtschaft  (EGFL), durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Ent-
wicklung des ländlichen Raums (ELER) und durch den Europäischen Meeres- und Fische-
reifonds (EMFF) finanziert. Von den Ausgaben in Höhe von 58,0 Mrd. Euro (40,0 Prozent
der  Haushaltsmittel)  entfallen  auf  marktbezogene  Ausgaben  (Einlagerung,  Ausfuhrer-
stattungen,  Nahrungsmittelhilfe)  und  Direktbeihilfen  (Betriebs-,  Flächen-,  Produktions-
prämien) 44,9 Mrd. Euro (30,9 Prozent) im Rahmen des EGFL, auf die Entwicklung des
ländlichen Raums 11,8 Mrd. Euro (8,1 Prozent) im Rahmen des ELER, auf den Meeres-
und Fischereisektor  0,8  Mrd.  Euro  (0,6  Prozent)  im Rahmen des  EMFF,  auf  sonstige
Bereiche  (Umwelt,  Klimapolitik)  0,5  Mrd.  Euro  (0,3  Prozent)  im  Rahmen  sonstiger
Finanzierungsmaßnahmen.  Die  Maßnahmen  aus  dem  EGFL  werden  vollständig  aus
Unionsmitteln,  diejenigen  aus  dem  ELER  und  dem  EMFF  zusätzlich  aus  nationalen
Mitteln  finanziert.  Die  Mittelverwaltung  ist  zwischen  den  Mitgliedstaaten  und  der
Kommission  geteilt.  Hauptfehler  bei  den  marktbezogenen  Maßnahmen  ergeben  sich
aufgrund nicht  beihilfefähiger  Kosten,  bei  den Direktbeihilfen aufgrund unzutreffender
Angaben  zu  förderfähigen  Flächen,  bei  der  Entwicklung  des  ländlichen  Raums,  der
Umwelt, der Klimapolitik und der Fischerei aufgrund nicht beihilfefähiger Investitions-
maßnahmen und nicht eingehaltener Vergabevorschriften. Der Rechnungshof empfiehlt der
Kommission unter  anderem eine Weiterverfolgung von Fällen, in denen die nationalen
Rechtsvorschriften nicht mit denjenigen der Union übereinstimmen, sowie sicherzustellen,
dass  die  mitgliedstaatlichen  Aktionspläne  wirksame  Maßnahmen  für  die  öffentliche
Auftragsvergabe enthalten.
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Im Bereich „Europa in der Welt“ mit einem Volumen von 7,9 Mrd. Euro (5,4 Prozent
der Haushaltsmittel) werden die Maßnahmen im Außenbereich („Außenpolitik“) finanziert
durch das  Finanzierungsinstrument  für  die Entwicklungszusammenarbeit  (DCI) mit  2,2
Mrd. Euro (1,5 Prozent), das Europäische Nachbarschaftsinstrument (ENI) mit 1,6 Mrd.
Euro (1,1 Prozent), das Instrument für Heranführungshilfe (IPA) mit 1,5 Mrd. Euro (1,0
Prozent),  die  Humanitäre Hilfe  mit  1,3 Mrd.  Euro (0,9 Prozent)  sowie sonstige  Maß-
nahmen und Programme mit  1,3  Mrd.  Euro  (0,9  Prozent).  Systembedingt  verfügt  die
Kommission in diesen Bereichen, die in über 150 Staaten von Bedeutung sind, über einen
erheblichen Ermessensspielraum. Hauptfehler ergeben sich aufgrund nicht förderfähiger
Ausgaben und Begünstigter sowie nicht vorgelegter wesentlicher Belege. Der Rechnungs-
hof empfiehlt der Kommission, insbesondere die Qualität der von den Begünstigten veran-
lassten Ausgabenüberprüfung und die Methode zur Berechnung der  Restfehlerquote zu
verbessern.

Der Bereich „Sicherheit und Unionsbürgerschaft“ umfasst ein Ausgabenvolumen von
2,0 Mrd. Euro (1,3 Prozent der Haushaltsmittel) und dient der Schaffung eines Raums der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts im Rahmen der Union ohne Binnengrenzen. Davon
entfallen 0,8 Mrd. Euro (0,6 Prozent) auf „Migration und Sicherheit“, 0,2 Mrd. Euro (0,1
Prozent) auf „Lebens- und Futtermittel“, 0,2 Mrd. Euro (0,1 Prozent) auf „Kreatives Euro-
pa“, 0,2 Mrd. Euro (0,1 Prozent) auf „Sonstiges“ sowie 0,6 Mrd. Euro (0,4 Prozent) auf
Tätigkeiten dezentraler EU-Agenturen. Während die von der Kommission direkt verwal-
teten Finanzhilfen und Vergabeverfahren keine gravierenden Mängel aufweisen, gilt dies
für  die  von  ihr  durchgeführten  Prüfungen  der  mitgliedstaatlichen  Verwaltungs-  und
Kontrollsysteme nur eingeschränkt.

Der  Bereich  „Verwaltung“  umfasst  ein  Ausgabenvolumen  von  9,0  Mrd.  Euro  (6,2
Prozent der Haushaltsmittel), davon 5,2 Mrd. Euro (3,6 Prozent) für die Kommission, 1,8
Mrd. Euro (1,3 Prozent) für das Parlament, 0,8 Mrd. Euro (0,6 Prozent) für den Europä-
ischen Auswärtigen Dienst sowie 1,2 Mrd. Euro (0,8 Prozent) für die anderen Organe und
Einrichtungen der Union. Die Mittel verteilen sich weiterhin zu 60 Prozent auf die Perso-
nal- und zu 40 Prozent auf die Sachkosten (Gebäude, Energie, Kommunikation). Mängel
finden sich beim Parlament (Fraktionsfinanzierung), bei der Kommission (Personalkosten,
Familienzulagen) und beim Auswärtigen Dienst (Einstellung örtlicher Bediensteter, Ver-
gabeverfahren). Der Rechnungshof empfiehlt den betroffenen Institutionen eine Verbesse-
rung ihrer Prüfsysteme.

Im Kapitel „Haushaltsführung und Finanzmanagement“ stellt  der Rechnungshof fest,
dass auf immer mehr Finanzierungsmechanismen zurückgegriffen wird, die zur Unterstüt-
zung von EU-Politiken nicht direkt aus dem EU-Haushalt finanziert werden und nicht der
Prüfung durch den Rechnungshof unterliegen (zum Beispiel der Europäische Stabilitäts-
mechanismus und die Europäische Investitionsbank).  Zudem empfiehlt er der Kommis-
sion, die noch abzuwickelnden Mittelbindungen beschleunigt  abzuschließen sowie eine
jährlich aktualisierte Cashflow-Prognose zu erstellen und zu veröffentlichen. Im Kapitel
„EU-Haushalt und Ergebniserbringung“ befasst sich der Rechnungshof ausführlich mit der
Leistungserbringung  der  Kommission  anhand  des  Programms  „Horizont  2020“  für
Forschung und Innovation mit einem Umfang von 75 Mrd. Euro für den Zeitraum 2014-
2020. Er sieht Verbesserungsbedarf und empfiehlt der Kommission unter anderem, die in
den Rechtsvorschriften formulierten übergeordneten Ziele in den Arbeitsprogrammen in
operative Ziele zu übertragen sowie die Leistungsbegriffe  Input,  Output,  Ergebnis  und
Auswirkung einheitlich zu verwenden.
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